
5127 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Bericht 
des 

Geschäftsordnungsausschusses 

über den Antrag der Bundesräte Dr. Schambeck, Strutzenberger und 
Dr. Kapral betreffend Änderung der Geschäftsordnung des Bundesrates 
(90/A-BR/95) 

Die Bundesräte Dr. Schambeck, Strutzenberger und Dr. Kapral haben am 
19. Dezember 1995 den Antrag betreffend Änderung der Geschäftsordnung des 
Bundesrates eingebracht und wie folgt begründet: 

Aus den Erfahrungen der Verhandlungen im Bundesrat haben sich 
mehrere Änderungswünsche ergeben, die in dieser Novelle zur 
Geschäftsordnung des Bundesrates zusammengefaßt werden. 

Es handelt sich hiebei um die Möglichkeit, einen Schriftführer für 
eine bestimmte Ausschußsitzung zu wählen, wenn die auf Dauer gewählten 
Schriftführer verhindert sind. Diese Regelung hat sich auch in den 
Ausschüssen des Nationalrates bewährt. ~ 

',1ei ters soll das Rederecht der Landeshauptmänner auch auf 
Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung stehen, ausgedehnt 
werden. 

Im Falle einer unvorhersehbaren Verhinderung eine? Fragestellers 
soll er seine mündliche Anfrage an einen anderen Bundesrat abtreten 
können, wenn dieser zustimmt. 

Zur Klarstellung für die Auflage des Amtlichen Protokolls wird die 
Frist mit den Amtsstunden von 8 bis 16 Uhr genau bestimmt. 

Darüber hinaus soll die Bezeichnung für den leitenden Bediensteten 
der Parlamentsdirektion in Angelegenheiten des Bundesrates auf eine 
zeitgemäße Form geändert werden und auch auf die Stellvertretung 
anwendbar sein. 

~eiters haben die oDen angeführten Bundesräte folgendes zur 
Erläuterung ausgeführt: 

Zur Erweiterung des Rederechtes des Landeshauptmannes: 
Das Rederecht des Landeshauptmannes im Bundes rat beschränkt sich 

nach § 38 Abs. 2 auf Wortmeldungen im Rahmen einer Debatte. 
Es erscheint aber sinnvoll, darüber hinaus dem Landeshauptmann auch 

das Recht zuzugestehen, im Bundesrat Erklärungen zu Themen abzugeben, die 
nicht auf der Tagesordnung des Bundesrates stehen. Über solche 
Erklärungen soll die Abhaltung einer Debatte verlangt werden können. 
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Zur Abtretung einer mündlichen Anfrage an einen anderen Bundesrat: 
In der Praxis hat sich manchmal die Situation ergeben, daß ein 

Bundesrat, der gemäß § 62 eine mündliche Anfrage spätestens am vierten 
Tage vor der Fragestunde eingebracht hat, kurzfristig erkrankt bzw. sonst 
verhindert ist, an der Sitzung teilzunehmen. 

Dennoch kann die Beantwortung der Frage für den verhinderten 
Bundesrat politisch von großer Bedeutung sein. Es wäre daher zweckmäßig, 
wenn an seiner Stelle ein anderer Bundesrat diese Frage vortragen könnte. 

Um in qas Individualrecht des verhinderten Bundesrates nicht 
einzugreifen, wird daher vorgeschlagen, daß dieser hinsichtlich der 
Abtretung eine konkrete Erklärung gegenüber dem Präsidenten des 
Bundesrates (Bundesratskanz 1 ei) abgeben muß, in welcher er auch jenen 
Bundesrat zu bezeichnen hat, der in sein Fragerecht eintreten soll. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat diesen Antrag in seiner Sitzung am 
25. Jänner 1996 in Verhandlung genommen. 

Die Bundesräte Dr. Schambeck, Konecny und Dr. Kapral brachten einen 
Abänderungsantrag ein, womit die durch den EU-Beitritt Österreichs 
obsolet gewordenen Bestimmungen über den EWR-Ausschuß aus der 
Geschäftsordnung gestrichen werden, und weiters die Bundesräte eines 
Landes mit weniger als fünf Mitgliedern die Möglichkeit erhalten, eine 
Debatte über die Erklarung ihres Landeshauptmannes zu verlangen; 
schließlich wird ein sinnstörender Druckfehler bereinigt. 

Bei der Abst immung wurde der Se 1 bständi ge Antrag 901 A-BR/95 unter 
Berücksichtigung des vorerwähnten Abänderungsantrages einstimmig 
angenommen. 

Al s Ergebn; s seiner Beratung stellt der Geschäftsordnungsausschuß 
somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Der diesem Ausschußbericht angeschlossenen Änderung der 
Geschäftsordnung des Bundesrates wl rd die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Josef RAUCHENBERGER 
Berichterstatter 
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Wien. 1996 01 25 

Stefan PRÄHAUSER 
Vorsitzender 
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Art i ke 1 I 

Die Geschäftsordnung des Bundesrates vom 30. Juni 1988, BGB1.Nr. 361, 
zuletzt geändert mit 8GB1.Nr. 837/1993, wird geändert wie folgt: 

1. 13a entfällt. 
2. § 15 Abs. 3 lautet: 
"(3) Der leitende Bedienstete in Angelegenheiten des Bundesrates 
führt die Funktionsbezeichnung I Bundesratsdirektorl , sein 
Stellvertreter die Bezeichnung 'Bundesratsvizedirektor l ." 

3. § 16 Abs. 1 lit.b wird gestrichen und die bisherigen 
IIlit. c bis k" erhalten die Bezeichnung 1I1it. b bis j". 

4. In § 16 Abs. 2 werden das Zitat "lit. h bis jll durch das Zitat 
"lit. g bis 1" und im Abs. 3 das Zitat "lit. abis f" durch 
das Zitat "lit. abis eil ersetzt. 

5. In § 18 Abs. 1 wird das Zitat "§ 16 Abs. 1 lit. abis g und jll 
durch das Zitat "§ 16 Abs. 1 lit. abis fund i ll ersetzt. 

6. In § 19 wird das Zitat "§ 16 Abs. 1 lit. abis f" durch das 
Zitat "§ 16 .~bs. 1 lit a bis eil ersetzt. 

7. § 20 Abs. 1 wird abgeändert wie folgt: 
"(1) Jeder Gesetzesbeschluß (Beschluß) des Nationalrates wird 

vom Präsidenten des Nationalrates dem Bundesrat 
bekanntgegeben." 

8. Dem § 28 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
Bei Verhinderung der Schriftführer ist vom Ausschuß ein 
Schriftführer für die betreffende Sitzung zu wählen". 
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9. Dem § 38 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 
"(3) Die Landeshauptmänner sind berechtigt, in den Sitzungen des 
Bundesrates in Angelegenheiten ihres Landes auch zu nicht in 
Verhandlung stehenden Gegenständen mündliche Erklärungen abzugeben. 
In einem solchen Fall haben die Landeshauptmänner ihre 
di esbezügl i che Abs i cht dem Präs i denten nach Mögl i chkei t vor Begi nn 
der Sitzung bekanntzugeben. Der Präsident hat dies im Bundesrat zu 
verlautbaren und gleichzeitig mitzuteilen, zu welchem Zeitpunkt er 
i nnerha 1 b der Sitzung den Ländeshauptmännern das Wort zu ertei 1 en 
beabs i chti gt. Werden gegen di esen Zeitpunkt Ei nwendungen erhoben, 
und trägt der Präsident diesen Einwendungen nicht· Rechnung, 
entscheidet darüber der Bundesrat ohne Debatte. 

(4) Über Erklärungen im Sinne des Abs. 3 findet eine Debatte statt, 
wenn dies von mindestens fünf Bundesräten oder den Bundesräten eines 
Landes schriftlich verlangt wird. Werden Einwendungen gegen den 
gewünschten Zeitpunkt der Debatte erhoben, entscheidet darüber der 
Bundesrat. Eine solche Debatte darf jedoch nicht länger als bis an 
den Schluß der nächsten Sitzung aufgeschoben werden." 

10. Die Überschrift des § 62 lautet: 
"Mündliche Anfragen" 

11. § 63 Abs. 3 1 autet: 
"(3) Entsprechend ihrer Reihung ruft der Präsident die Anfragen zur 
Beantwortung auf. Der Aufruf und die Beantwortung haben zu 
unterbleiben, wenn der anfragende 8undesrat nicht anwesend ist und 
dieser im Falle seiner Verhinderung gemäß § 4 Abs. 2 auch gegenüber 
dem Präsidenten keinen anderen Bundesrat benennt, der in sein 
Fragerecht eintritt. Der benannte Bundesrat muß sein Einverständnis 
mit dem Eintritt in das Fragerecht erklären./I 

12. § 64 Abs. 1 2. Satz lautet: 
"Das Amtliche Protokoll ist an dem der Sitzung folgenden Arbeitstag 
in der Parlamentsdirektion während der Dienststunden von 8.00 bis 
16.00 Uhr zur Einsicht für alle Bundesräte aufzulegen./I 

13. Im § 65 Abs. 3 tritt an die Stelle des Wortes "Sitz" das Wort 
"Sinn". '.~ ) , 

Artikel 11 
.~ I 

Diese Änderung der Geschäftsordnung des ~undesrates tritt mit 15. Februar 
1996 in Kraft. 
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